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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Konservative und Rechte Parteien

An ihrer Delegiertenversammlung in Chur Ende Oktober feierte die BDP Schweiz ihr
einjähriges Jubiläum. Zu diesem Zeitpunkt hatte die Partei schweizweit ca. 6000
Mitglieder. Parteipräsident Hans Grunder wies darauf hin, dass das Jahr 2010 für die
BDP ein entscheidendes sein dürfte, da in Bern, Graubünden und Glarus – also in den
drei Gründungskantonen der BDP – kantonale Wahlen anstehen. Bei diesen müsse eine
gute Ausgangslage für die eidgenössischen Wahlen 2011 geschaffen werden. Die
Delegierten lehnten die Anti-Minarett-Initiative mit 108 zu 3 Stimmen ab, die GSoA-
Initiative für ein Verbot von Kriegsmaterialexporten wurde mit 112 zu einer Stimme noch
deutlicher verworfen. Hingegen stimmten die Delegierten der Vorlage zur
Spezialfinanzierung des Luftverkehrs zu. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.10.2009
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung im Januar grenzte sich die BDP als Wirtschaftspartei
von der SVP ab. Zudem wurden zwei Positionspapiere zur Landwirtschaft und zur Armee
vorgelegt. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.01.2010
MARC BÜHLMANN

Eine weitere Abgrenzung zur SVP nahm die BDP an der insgesamt sechsten
Delegiertenversammlung seit ihrer Gründung im November in Wallisellen vor. Sie lehnte
die Ausschaffungsinitiative einstimmig ab und nahm den Gegenvorschlag ebenso
deutlich an. Auch die Steuergerechtigkeitsinitiative der SP wurde abgelehnt. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.11.2010
MARC BÜHLMANN

An der Delegiertenversammlung Mitte Januar in Liestal beschloss die BDP mit 82 zu 27
Stimmen die Nein-Parole zur Waffenschutzinitiative. Ein Antrag auf Stimmfreigabe
wurde abgelehnt. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.01.2011
MARC BÜHLMANN

Nach der Atomkatastrophe im japanischen Fukushima reagierte die BDP relativ rasch
und als erste bürgerliche Partei mit einem Positionspapier zu einem Atomausstieg.
Dieser müsse längerfristig geplant werden, aber bis 2040 erfolgen. Die ursprüngliche in
der Wahlplattform vom Februar verankerte Haltung, sich bei einer allfälligen
Versorgungslücke nicht gegen den nötigen Bau neuer AKWs zu stemmen bzw. den
Atomausstieg erst dann zu befürworten, wenn ökologisch und ökonomisch sinnvolle
und realisierbare Alternativen bestünden, wurde im Anfang April vorgelegten
Ausstiegskonzept nicht mehr erwähnt. Der befürchteten Versorgungslücke müsste mit
der gezielten Förderung erneuerbarer Energieformen entgegengetreten werden. Ein
Plan B sah den Bau von Gaskombi-Kraftwerken vor, wobei die CO2-Kompensation im
Ausland geleistet werden müsse. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.04.2011
MARC BÜHLMANN

Im Sommer legte die BDP ein Acht-Punkte-Programm gegen die Frankenstärke vor und
wollte dabei nicht auf Steuersenkungen, sondern auf gezielte und befristete
Entlastungsmassnahmen setzen. Gefordert wurden unter anderem die Senkung des
Mehrwertsteuersatzes für die Tourismusbranche auf 2.5%, eine Abgabenentlastung für
stark betroffene Exportfirmen, aber auch der Ausbau kantonaler
Wirtschaftsförderungsprogramme und die Beschleunigung von Bewilligungsfragen. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 13.08.2011
MARC BÜHLMANN

Die gewünschte inhaltliche Abgrenzung der BDP von der SVP, von der sie sich 2008
abgespalten hatte, war auch in der Parolenfassung zu den eidgenössischen
Volksabstimmungen sichtbar. In fünf von zwölf Fällen unterschieden sich nämlich die
Empfehlungen der beiden Parteien. Zwar fassten die Delegierten im Januar die gleichen
Parolen wie die SVP – drei Nein zu Zweitwohnungsinitiative, Ferieninitiative (jeweils mit
grosser Mehrheit bei einer Enthaltung) und Buchpreisbindung (mit 59 zu 41 Stimmen bei
einer Enthaltung) und zwei Ja zu Bausparinitiative (mit 69 zu 38 Stimmen bei zehn
Enthaltungen) und Geldspielbeschluss – diese Empfehlungen entsprachen aber einer
rechtsbürgerlichen Position, da auch die FDP die genau gleichen Parolen fasste. Die

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.05.2012
MARC BÜHLMANN
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Unterschiede zur SVP zeigten sich in der Folge bei der Parolenfassung im Mai in Glarus,
wo die Delegierten gegen den Vorschlag des Parteivorstandes mit 100 zu 95 Stimmen
zwar wie die SVP ein Nein gegen die Managed Care-Vorlage beschloss, sich mit dem
Nein zur Staatsvertrags-Initiative (mit einer Gegenstimme) und der Stimmfreigabe zur
Volksinitiative „Eigene vier Wände dank Bausparen“ aber von der SVP-Position
unterschied. Auch das Ja zurJugendmusikförderung und das Nein zur Initiative
„Sicheres Wohnen im Alter“ – beide Parolen wurden von der Parteileitung gefasst –
grenzte die BDP inhaltlich von der SVP ab. Gleich wie die SVP empfahlen die BDP-
Delegierten in Basel allerdings die Initiative „Schutz vor Passivrauchen“ zur Ablehnung.
Im Oktober in Genf befürworteten die Delegierten schliesslich das Tierseuchengesetz,
das von der SVP zur Ablehnung empfohlen wurde. 7

An ihrer Delegiertenversammlung im Januar setzte sich die BDP sieben Schwerpunkte
für die kommende Legislatur. Sie wolle sich insbesondere für Lösungen in der EU- und
Asylpolitik einsetzen und Vorschläge für eine bessere Energie- sowie Bildungs- und
Mobilitätspolitik erarbeiten. Darüber hinaus sah die Partei Handlungsbedarf bei der
Sicherung der Sozialwerke und bei den Rahmenbedingungen der KMU. In der Presse
wurde der BDP aber nach wie vor Schwammigkeit und unklare Positionierung
vorgeworfen. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 27.12.2012
MARC BÜHLMANN

Bei der Parolenfassung Anfang September wurde die Position der BDP gegenüber den
Bilateralen Verträgen mit der EU verdeutlicht. Die Masseneinwanderungsinitiative, bei
der die Delegierten ohne Diskussion einstimmig die Nein-Parole empfahlen, würde das
Verhältnis zwischen der EU und der Schweiz auf die Probe stellen. Es gelte sachlich und
nicht emotional zu urteilen, warnte BDP-Parteipräsident Landolt. Nationalrätin Ursula
Haller (BE) kritisierte den SVP-Präsidenten Toni Brunner, der den Bundesrat im
Zusammenhang mit dessen Europapolitik als Landesverräter bezeichnet hatte. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 02.09.2013
MARC BÜHLMANN

Bei allen elf eidgenössischen Abstimmungsvorlagen fasste die BDP jeweils die gleiche
Parole wie die CVP und grenzte sich dabei in sechs Fällen von der SVP ab. Mitte Januar
lehnten die Delegierten in Langendorf mit 114 zu 7 Stimmen bei 5 Enthaltungen die
Abzockerinitiative ab, bei der die BDP auch als Kampagnenführerin des Gegnerkomitees
auftrat. Ganz ohne kantonale Opposition ging es dabei auch bei der BDP nicht: Die
Sektion Thurgau beschloss nämlich Stimmfreigabe. Ohne Gegenstimme empfahl die
Partei in Langendorf zudem, das revidierte Raumplanungsgesetz anzunehmen und auch
der Familienartikel wurde mit lediglich fünf Gegenstimmen zur Annahme empfohlen.
Anfang Mai wurden an der Delegiertenversammlung in Genf beide Parolen einstimmig
gefasst – sowohl das Nein zur Volkswahl des Bundesrates als auch das Ja zur
Asylgesetzrevision. Auch die Parolen, welche die Delegierten Ende August in Frauenfeld
fassten, evozierten nur wenige Diskussionen: die Wehrpflicht- und die 1:12-Initiative
wurden ebenso deutlich verworfen, wie das Epidemiengesetz, die Revision des
Arbeitsgesetzes und die Erhöhung der Gebühren für die Nationalstrassenbenützung
angenommen wurden. An der Geburtstagsfeier in Chur Anfang November wurde
schliesslich die SVP-Familieninitiative ohne Diskussion und mit 202 zu 16 Stimmen bei
acht Enthaltungen zur Ablehnung empfohlen. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.11.2013
MARC BÜHLMANN

An ihrer Delegiertenversammlung in Thun Anfang 2014 forderte die BDP in einem
Positionspapier zur Bildungspolitik die qualitative Weiterentwicklung des Schweizer
Bildungssystems. Gefordert wurden etwa die Anpassung von Berufsschulen an die
Kompetenzen der Schulabgängerinnen und Schulabgänger, um dem Fachkräftemangel
zu begegnen, oder angepasste Berufslehren für schwächere Schülerinnen und Schüler.
Frühe ganzheitliche Förderung, Tagesstrukturen und die interkantonale Harmonisierung
der Lehrpläne müssten ebenfalls mehr Unterstützung erhalten. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 11.01.2014
MARC BÜHLMANN
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Auch die BDP brachte ihre Lösung für eine mögliche Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative zur Diskussion: In einem Mitte März ausgearbeiteten
Papier schlug die Partei eine partielle Personenfreizügigkeit vor. Bis zu einem
gesamteuropäischen Zuwanderungsschnitt würde die Schweiz die volle
Personenfreizügigkeit akzeptieren. Sobald aber dieser variable Schnitt überschritten
sei, müssten Kontingente eingesetzt werden, wobei der Bundesrat die Höchstzahl an
zusätzlicher Zuwanderung festsetze. Vielleicht sei diese Lösung das Ei des Kolumbus, so
Parteipräsident Landolt, da sie verfassungskonform sei und der EU die Möglichkeit
gebe, Hand zu bieten. Im Papier wurde auch eine Einschränkung des Familiennachzugs
gefordert, um mehr Manövriermasse zu haben. Zudem müsse mehr im Inland gegen den
Fachkräftemangel vorgegangen werden – etwa mit zusätzlichen Ausbildungsplätzen in
Bereichen, in denen Mangel herrsche. Mitte Juni forderte Landolt dann eine möglichst
rasche Volksabstimmung über die Kündigung der Personenfreizügigkeit. Damit würden
nicht nur die langwierigen Verhandlungen mit der EU obsolet, die voraussichtlich
negativ enden würden, sondern auch die lange Rechtsunsicherheit während dieser Zeit
verkürzt. Landolt zeigte sich überzeugt, dass die Bevölkerung eine Kündigung der
Bilateralen Verträge nicht gutheissen würde. Unterstützung erhielt er von der SP.
Economiesuisse warnte hingegen vor der Gefahr einer möglichen Ablehnung. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.03.2014
MARC BÜHLMANN

Im Oktober forderten die BDP-Delegierten die Umsetzung des so genannten Modells
3/5 beim Unterricht von Fremdsprachen. Das von den kantonalen
Erziehungsdirektoren erarbeitete Modell, das den Unterricht von zwei Fremdsprachen
in der Primarschule verlangt, sei zu unterstützen. Dabei soll die erste Fremdsprache
eine Landessprache sein, und Englisch erst an zweiter Stelle kommen. Notfalls müsse
der Bund eingreifen, um dies in allen Kantonen durchzusetzen. Überdies seien mit
diesem Modell zuerst Erfahrungen zu sammeln, bevor wieder Reformen durchgeführt
würden. 13

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.10.2014
MARC BÜHLMANN

1) NZZ, 2.11.09.
2) NZZ, 18.1.10.
3) NZZ, 1.11.10
4) SGT, 17.1.11.
5) NLZ, 15.3.11; So-Bli, 10.4.11.
6) Blick, 13.8.11.
7) NZZ, 7.5.12; Medienmitteilung der BDP vom 28.1., 5.5., 25.8. und 20.10.12.
8) SGT, 30.1.12; NZZ, 16.10. und 27.12.12.
9) BaZ, 2.9.13.
10) NZZ, 21.1. und 6.5.13; SO, 1.9.13; NZZ, 2.9.13; NZZS, 3.11.13; NZZ, 4.11.13.
11) NZZ, 13.1.14
12) SO, 16.3., 22.6.14; So-Bli, 31.8.14
13) NZZ, 20.10.14
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